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Führungszeugnisse; 
Gebührenbefreiung bei ehrenamtlicher Tätigkeit 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir kommen zurück auf unser E-Mail-Rundschreiben vom 15.03.2012, mit dem wir über Un-
sicherheiten der kommunalen Praxis bei der Handhabung der Gebührenbefreiung für die Er-
teilung eines Führungszeugnisses bei ehrenamtlicher Tätigkeit sowie die geplante Überarbei-
tung des Merkblattes zur Befreiung von der Gebühr für das Führungszeugnis gemäß § 12 
JVKostO berichtet und Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hatten. 
 
Nunmehr hat der Deutsche Städte- und Gemeindebund mitgeteilt, dass das Bundesamt für 
Justiz im Vorgriff auf eine gesetzliche Neuregelung ab sofort bei ehrenamtlich Tätigen von 
der Erhebung einer Gebühr für die Erteilung von Führungszeugnissen absieht. Dies gilt unab-
hängig davon, ob für die ehrenamtliche Tätigkeit eine materielle Entschädigung (Aufwands-
entschädigung) gezahlt wird. 
 
Wegen der Einzelheiten verweisen wir auf das anliegend beigefügte Schreiben des Bundes-
amtes für Justiz vom 08.06.2012 und das Merkblatt zur Befreiung von der Gebühr für das 
Führungszeugnis (Stand: 06.06.2012). 
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Problematisch ist die fehlende finanzielle Kompensation hinsichtlich der entgehenden Gebüh-
ren bei den Meldebehörden. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund hat angekündigt, dass 
im Rahmen der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände geprüft wird, wie und 
in welcher Form ein finanzieller Ausgleich für die Städte und Gemeinden eingefordert wird. 
 
Wir bitten zunächst um Kenntnisnahme. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Heiko Liebenehm 
Erster Beigeordneter 
 
Anlagen 


